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Kanarischer Regionalismus

Coalición Canaria 
verteidigt spanischen 
Staatenbund
Die nationalistische Partei Coalición Canaria (CC) präsentierte 

auf ihrem jüngsten Parteitag ihr neues Bild von einem 

Spanischen Staat im Allgemeinen und der Kanarischen 

Inseln im Speziellen. 

Demnach plädiert die Partei für ein föderalistisches 

Staatsprinzip in Spanien, in dem die einzelnen Gliedstaaten 

Katalonien, Baskenland, Galizien, Andalusien, Kastlilien 

und die Kanaren politische Autonomie erhalten sollen. Der 

„Kanarische Staat“ besäße demnach eigene politische Organe 

und Kompetenzen zur Regelung seiner inneren und äußeren 

Angelegenheiten, ohne diese Rechte vom Einheitsstaat 

abzuleiten. Der Archipel hätte demnach zum Beispiel 

neben einem unabhängigen Steuersystem eine absolute 

Souveränität über die Kontrolle seiner Staatsgrenzen und 

könnte mit einem eigenen Aufenthaltsgesetz den Zustrom 

von Europäern (Festlandspanier eingeschlossen) überwachen. 

Der „Kanarische Staat“ umfasst nach dem Bild der Partei die 

sieben Inseln einschließlich der kanarischen Gewässer und 

einer eigenen Wirtschaftszone – Staatsgrenzen, die einem 

alten nationalistischen Gebietsanspruch entsprechen. 

Die CC ging in ihrem vorgestellten ideologischen Modell 

sogar soweit, dass sie die Existenz einer spanischen 

Nation prinzipiell verleugnete. „Die kanarische Identität 

als natürliche Identität steht im Gegensatz zu einer 

künstlichen Identität wie der spanischen. Die spanische 

Identität exisitiert nicht und um zu überleben, muss sie 

sich den Elementen anderer Kulturen bemächtigen wie 

deren Sprache und kulturellen Eigenschaften“, heißt es 

in einem Originaltext der Partei.  

Monatliches 
Einkommen von 
weniger als 500 Euro
Nach einer Erhebung des kanarischen statistischen 

Institus (Istac) müssen rund 60.000 Familien auf den 

Kanarischen Inseln mit einem Einkommen von weniger 

als 500 Euro pro Monat zurecht kommen. Das Institut hat 

dabei die Einkommensverhältnisse von insgesamt 707.824 

kanarischen Haushalten untersucht.

Im Verhältnis zu den anderen Inseln gibt es auf Teneriffa 

mit 24.801 Haushalten die meisten Familien mit einem 

monatlichen Einkommen von weniger als 500 Euro. Nach 

Teneriffa kommt Gran Canaria mit 23.825 Haushalten, 

gefolgt von La Palma mit 3.614 Haushalten, vor Lanzarote 

mit 3.384, Fuerteventura mit 1.855 und La Gomera mit 

1.492 Familien mit Niedrigsteinkommen. Auf El Hierro sind 

es 617 Familien mit weniger als 500 Euro Einkommen im 

Monat. Aus der statistischen Untersuchung geht aber auch 

hervor, dass auf den Kanaren andererseits 77.694 Familien 

mehr als 3.500 Euro pro Monat verdienen. Bei einer Analyse 

der gesamten Erhebungszahlen zeigt sich, dass bei rund 

228.980 der insgesamt 707.824 Haushalte, das sind 32 

Prozent, das monatliche Einkommen kaum ausreicht, um 

über die Runden zu kommen. Von der Möglichkeit, sich etwas 

zu ersparen, ist dabei schon gar nicht mehr die Rede. 

Ende November war Teneriffa 

Schauplatz entwicklungspoli-

tischer Vorträge und Debatten. 

Die Inselregierung von Tene-

riffa organisierte in Zusam-

menarbeit mit der Nichtre-

gierungsorganisation Women 

Together die Tagung „8 Städte, 

8 Ziele“. 

Dazu trafen sich im Audi-

torium von Santa Cruz Exper-

ten aus verschiedenen Aufga-

benbereichen, um ihre Sicht 

zu den Entwicklungszielen der 

Vereinten Nationen darzulegen. 

Die Veranstaltung sollte auf-

zeigen, inwieweit die auf dem 

UN-Millenniumsgipfels im Jahr 

2000 festgesetzten Ziele für 

eine bessere und gerechtere 

Welt bis zum heutigen Datum 

erreicht wurden. Der Vertreter 

der Vereinten Nationen für Spa-

nien und Andorra, Carlos Jimé-

nez, brachte die gegenwärtige 

Problematik bereits in seiner 

Eröffnungsrede auf den Punkt: 

„Wir haben die Lösungen, aber 

es fehlt immer noch an poli-

tischer Einsicht und Willen, der 

Armut endlich ein Ende zu set-

zen.“ Auch die präsentierten 

Fakten sprachen für sich: Mehr 

als 1.000 Millionen Menschen 

leben mit weniger als einem 

Dollar täglich, in Afrika stirbt 

eine von 22 Müttern bei der 

Geburt ihres Kindes, täg-

lich sterben weltweit 30.000 

Kinder vor Erreichung des 5. 

Lebensjahres. Politik und Wirt-

schaft haben wohl noch einiges 

zu tun bis zum Jahr 2015. 

Die Organsiation Women 

Together mit Hauptsitz in 

Madrid setzt sich seit 1996 

mit Projekten und Kampagnen 

für Frieden, Menschenrechte 

und Armutsbekämpfung ein. 

Seit kurzem ist sie beratendes 

Mitglied der UNO und sucht 

in deren Auftrag derzeit nach 

einem Standort für ein entwick-

lungspolitisches Zentrum, das 

als Plattform für die Entwick-

lung des afrikanischen Konti-

nents dienen soll. In einer der 

Tagung vorausgegangenen Pres-

sekonferenz bestätigte die Prä-

sidentin von Women Together, 

Joana Caparrós, dass Teneriffa 

der geeignete Ort für dieses 

Zentrum sei; nicht nur wegen 

seiner geografischen Nähe zu 

Afrika, sondern auch aufgrund 

des aufrichtigen, persönlichen 

Interesses des Inselpräsidenten 

Ricardo Melchior für diese The-

matik. „Teneriffa ist ein mit-

fühlender und toleranter Ort. 

Deshalb sind wir heute hier, um 

uns für die Rechte der Frauen 

in Afrika einzusetzen“, so die 

Vizepräsidentin von Women 

Together, Pilar Ribal. Mit der 

Vergabe von Mikrokrediten hat 

Women Together in den letzten 

zehn Jahren 110 Familien in 

Asien und Lateinamerika aus 

der absoluten Armut befreien 

können. Dieses Instrument der 

„Hilfe zur Selbsthilfe“ will die 

Organisation nun auch ver-

stärkt in Afrika zum Einsatz 

bringen. 

Als geladene Gäste waren 

Nazrul Chowdhury, Vorsitzen-

der des Internationalen Pro-

gramms der Grameen Bank 

in Bangladesh und Mari- 

cruz Lacalle, Codirektorin 

des Forums Nantik Lum de 

Microfinanzas und Professo-

rin für Wirtschaft an der Uni-

versität von Madrid, anwesend. 

Beide betonten immer wie-

der die Bedeutung der exter-

nen Finanzhilfe in Form von 

Mikrokrediten für die bedürf-

tigen Länder, „dem einzigen 

Ausweg aus dem Teufelskreis 

der Armut“. Das Kreditsystem 

des Mikrokredits entstand in 

den 70er Jahren in Bangla-

desh (Indien) aus einer Idee 

des Ökonomen und Friedens-

nobelpresiträgers von 2006, 

Muhamad Yunus. Es handelt 

sich um ein Finanzierungskon-

zept, welches im Gegensatz zu 

den Praktiken herkömmlicher 

Banken steht. Das Finanz- 

institut vergibt kleine Kre-

dite in der Größenordung von 

durchschnittlich 200 US Dol-

lar insbesondere an bedürftige 

Frauen, um damit Handwerks-

projekte starten zu können 

(Weberinnen, Töpferinnen 

etc.). „Vorrangiges Ziel ist für 

diese Frauen, nicht mehr als 

Bettlerinnen im gesellschaft-

lichen Abseits stehen zu müs-

sen, sondern in die soziale 

Gemeinschaft integriert zu wer-

den. Armut ist für diese Men-

schen mehr als nur das Fehlen 

der finanziellen Mittel, sondern 

ein Leben ohne Zukunft. Die 

Vergabe von Mikrokrediten ist 

keine Entwicklung im großen 

Stil, aber sie hilft, kleinen 

Familien eine Lebensperspek-

tive zu geben und mildert somit 

zumindest das psychologische 

Problem der Armut“, so Mari-

cruz Lacalle vom Forum für 

Mikrofinanzen in Madrid.

Ein kurzer Rückblick: 

Am 8. September 2000 ver-

sammelten sich 189 Staats- 

und Regierungschefs am Sitz 

der Vereinten Nationen in 

New York zum Millenniums-

gipfel und unterzeichneten 

die Vereinbarung zur Schaf-

fung einer besseren Welt. Die 

Vereinbarung besteht konkret 

aus acht Zielen, die bis zum 

Jahr 2015 erreicht werden sol-

len: Abschaffung der extremen 

Armut und des Hungers, Schul-

bildung für alle, Gleichberech-

tigung und Selbständigkeit der 

Frau, Reduzierung der Kinder- 

und Müttersterblichkeitsrate, 

Kampf gegen Aids, Malaria und 

andere Krankheiten, globaler 

Umweltschutz und Nachhal-

tigkeit von Entwicklung und 

schließlich Schaffung einer 

Weltvereinigung für Entwick-

lung.  (kl) 

Plattform für 
Entwicklungsprojekte

V.l.n.r.: Nazrul Chowdhury von der Grameen Bank in Bangladesh, Pilar Ribal von Women Together und Maricruz 

Lacalle vom Forum Nantik Lum de Microfinanzas

In der Pause regte eine kritische Performance die Tagungsteilnehmer zum 

Nachdenken an.


